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schaffung von Giften in Raub- oder Tötungsabsicht97). Die
Strafedafür ist die gleichewie für vollendetenMord: doluspro
facto accipitur98). DiesesrömischeWillensstrafrechtwar dennoch
kein reinesGesinnungsstrafrecht.Die deutschenRechtssprich­
wörter "Gedankensind zollfrei", "Ums Denkenkannmannie­
mandhenken",galtendemSinnenachauchim römischenRecht:
"Cogitationis poenamnemopatitur" sagt Ulpian Dig. 48, 19, 18.
GleichbedeutendsagtEikevonRepgowin seinergereimtenVor­
rede zum Sachsenspiegelvon 1215: "Man kann falschenMut
nicht sehen,die Tat sei denndabei".

Der Vorsatzwar damit im römischennoch stärkerals im
geltendenRechtdie Regelschuldform: Der doluswar die gesetz­
lich einzig anerkannteSchuldformschlechthin.Eine zweite, ihr
an BedeutunggleichkommendeSchuldform der kriminellen
Fahrlässigkeitentwickelten die Römer danebennicht99). An
fahrlässigeVergehenknüpften sie grundsätzlichnur die Sank­
tionen des zivilen Deliktsrechts.Nur in wenigenFällen eines
evidentenkriminalpolitischenBedürfnissesstraftendieGerichts­
magistrate- wie dargelegt- aufgrundihrer amtlichenKoerzi­
tionsgewaltauchnicht vorsätzlichhandelndeTäter.Da sich die
Gerichtsherrendabei behutsamzurückhielten,blieb der Kreis
fahrlässigerStraftatenweitauskleinerals im geltendenRecht100).

Sogardie fahrlässigeTötung blieb grundsätzlichstraflos, wie
mehrereKaisererlassewiederholt betonten101), vor allem die
leicht fahrlässige- im Gegensatzzur zivilrechtlichen Haftung
nachder lex Aquilia, für die culpa levissimagenügte102). Straflos
bliebeninsbesonderedie fahrlässigeKörperverletzungund die
fahrlässigeBrandstiftung.WareinfahrlässigerBrandverursacher
allerdingsnicht zur Schadensersatzleistungin der Lage, so er­
hielt er ersatzweiseeine(leichte)Prügelstrafe,damitbei der Un­
einbringlichkeit der zivilrechtlichen Ersatzpflicht seine Nach­
lässigkeitnicht ohnejedeSanktionblieb103).

97) Einzelheitenim Digestentitel48, 8 zur lex Cornelia de sicariis.
98) PaulusDig. 48, 8, 7.
99) Vgl. Beschütz(0. Fn. 16) 25 f., 28ff., 42ff.
100) überblicküberdie FahrlässigkeitsdeliktedesStGB bei Schänkej

SchräderjCramer,Strafgesetzbuch19(1978)§ 15 RdNr. 102ff.
101) Zu Hadrian o. Fn. 37f.; ferner Caracalla,Alexander Severus,

Diokletian in Collatio I, 8-10.
102) Ulpian Dig. 9, 2, 44 pr.: In lege Aqui/ia et levissimaculpa venit;

dazuMayer-Maly, Arch. f. d. civilist. Praxis 163 (1964) 114 ff.
103) Dig. 47, 9, 9 und 48, 19, 28, IZ (je a.E.). Aus dem gleichen
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In Fällen grob fahrlässiger Tötung rechtfertigte man die
(wie in unserem Ausgangsfall) seit Hadrian bezeugte extraordi­
näre Bestrafung mit der erforderlichen Generalprävention. Auf
dem Abschreckungsgedanken beruht auch die etwas strengere
Bestrafung von Todesfällen, die sich als Folge verabreichter
Liebestränke und Abtreibungs- oder empfängnisfördernder Mit­
tel ereigneten104), weil dort viel schädlicher Aberglaube im Spiel
war, den gerissene Geschäftemacher auszunutzen verstanden.
Wer derart (nach einem charakteristischen Wortspiel) non quidem
malo animoJ sed malo exemplo handelt, bewegt sich auf unerlaub­
tem Gebiet und muß wegen dieses versari in re illicita auch für
die unerwünschten Folgen bestraft werden. Sein schlechtes Bei­
spiel steht stellvertretend für seine fehlende Tötungsabsicht. Im
kanonischen Recht drückte man diesen Gedanken aus in dem
(heute aufgegebenen) Rechtssprichwort : Versanti in re illicita
imputantur omniaJ quae sequuntur ex delicto 105).

DieAbgrenzungderVorsatztatvonnichtvorsätzlichemHan­
deln, von dolus und casus (in der dargelegten weiten Bedeutung)
war bei dieser Rechtslage weitaus wichtiger als die dogmatische
Erfassung des strafbaren Fahrlässigkeitsdelikts, die den Römern­
im Unterschied zur culpa des zivilen Haftungsrechts - noch nicht
gelang. Als Indiz für die Abgrenzung diente außer einer even­
tuellen Feindschaft zwischen Täter und Opfer (wie im Prellfall)
auch die Beschaffenheit des zur Tat verwendeten Werkzeugs 106):
Wer mit dem gezückten Schwert oder einer anderen Waffe zu­
stößt, handelt unzweifelhaft mit Tötungsvorsatz. Wer aber im
Streit oder in plötzlicher Gemütsaufwallung nach einem gerade
greifbaren anderen, wenngleich eisernen Gegenstand langt, dem
wird die Mordabsicht meist fehlen. Derartige Affekthandlungen
ruckten die Römer daher in die Nähe des Fahrlässigkeitsdelikts
(anders heute § 213 StGB). Der Vorsatz wurde aber weder ver­
mutet lO7) noch bei seiner Nichterweislichkeit eine Verdachts-

ebenfalls eine Prügelstrafe, denn anderenfalls hätten sie nichts zu befürchten
gehabt: Dig. 47, 10, 35; F.Raber, Grundlagen klassischer Injurienan­
sprüche (1969) 99ff.

104) Dig. 48, 8, 3, 2; PauIi Sent. 5,23,19.
105) Kollmann, ZStW (0. Fn. 23) 35 (1914) 46-106. Nach § 18 StGB

muß der Täter die erschwerende Folge mindestens fahrlässig. verursacht
haben (sog. Vorsatz-Fahrlässigkeits-Kombination).

106) Hadrian in Dig. 48,8, 1, 3 und Collatio 1, 6, 3.
107) Eine (stets umstrittene) Vorsatzvermutung oder praesumptio doN

wurde seit dem ausgehenden Mittelalter vielfach angenommen; vgI.
W.Engelmann, Die Schuldlehre der Postglossatoren (1895) 127ff. Im ge-
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strafe verhängt lOS). Für den Grundsatz in dubio pro reo finden sich
Ansätze bereits im römischen Strafprozeß, obschon er damals
noch kein gefestigtes Prinzip war 109).

2. Die spätere Entwicklung. Bei der dogmatisch unzureichen­
den Erfassung der culpa, insbesondere der Zweideutigkeit des
casus-Begriffs im klassischen römischen Strafrecht, bestand die
Aufgabe der oberitalienischen Rechtslehrer seit dem 11./12. Jh.
zunächst in der Trennung des vorwerfbaren, weil vorausseh­
baren ,casus improvisus' (Fahrlässigkeit) vom verantwortungs­
freien ,casus fortuitus' (echter Zufall)l1O). Unter dem Einfluß des
kanonischen Rechts, das alle Schuld mit Kirchenbuße belegtem),
verkehrte sich die grundsätzliche Straflosigkeit fahrlässiger Ta­
ten des antiken römischen Rechts jedoch in der Folgezeit in den
gegenteiligen Grundsatz der Strafbarkeit jeder culpa l12), ja sogar
der culpa levissima 113). Auf diese Weise gelangte man zu einem
Generaltatbestand der strafbaren Fahrlässigkeit, wie ihn das 18 I 3
von Feuerbach geschaffene bayerische Strafgesetzbuch ent­
hielt 114) und ihn in modifizierter Form noch heute das spanische
Recht kennt 115). Bis in die Naturrechtsepoche hielt man jedoch

meinen Strafprozeß fand sie seit Wenigs grundlegender Abhandlung im
Neuen Archiv des Criminalrechts Z(1818) I94-z37 jedoch keine Verteidiger
mehr.

108) Gegen Verdachtsstrafen s. Trajans berühmtes Reskript in Dig.
48, 19, 5 pr.: nec de suspicionibus debere aliquem damnari, mit der schon auf
Aristoteles zurückführbaren Begründung, es sei besser, einen Schuldigen
unbestraft zu lassen als einen Unschuldigen zu bestrafen. Vgl. ].G. Wolf,
Politik und Gerechtigkeit bei Trajan (1978) zzf.

109) P.Holtappels, Die Entwicklungsgeschichte des Grundsatzes in
dubio pro reo (1965); Holzhauer, im Handwörterbuch zur Deutschen
Rechtsgeschichte II (1978) 350ff.

110) Engelmann (0. Fn. 73) z07ff., ZI4ff.; Beschütz (0. Fn. 16) 109ff.;
F. Schaffstein, Die allg. Lehren vom Verbrechen in ihrer Entwicklung
durch die Wissenschaft des gemeinen Strafrechts (Berlin 1930) 155ff.;
G.Boldt, ]. S.F. von Böhmer und die gemeinrechtliche Strafrechtswissen­
schaft (1936) 6z7ff. Die römischen Quellen verwenden beide Ausdrücke
noch gleichbedeutend; vgl. Collatio 1,9 und 10.

111) Engelmann ZIoff.; Löffler (0. Fn. 16) 136ff.; Kollmann (0. Fn.
71) 50ff.

IIZ) Zur umstrittenen Lehre und Praxis Engelmann ZZ4ff.; Schaff­
stein 146ff., 153ff.

11 3) Schaffstein 155·
114) Art. 64. Erst später wurde die Generalklausel unter Feuerbachs

eigenem Einfluß auf bestimmte Tatbestände eingeschränkt; s. Heinr.
Storch, Begriff, Arten und Bestrafung der culpa von Feuerbach bis zum
RStGB (Diss. Göttingen 1913) 61ff.

115) C6rdoba Roda, ZStW (0. Fn. z3) 81 (1969) 4z5ff., 4z9ff.
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daran fest, daß nur die vorsätzliche Tat ein verum crimen sei, wäh­
rend die fahrlässige als quasi-de/ictum nur mit einer arbiträren
poena extraordinaria zu bestrafen sei 116). Auf Feuerbach zurück
geht auch die gebräuchliche, den Römern noch unbekannte
Unterscheidung zwischen ,luxuria' als bewußter und ,neglegentia'
als unbewußter Fahrlässigkeit ll7).

}. Modernes Recht. Die Unterscheidung zwischen "echten"
Verbrechen, die Vorsatz voraussetzen, und "unechten" fahrläs­
sigen Vergehen - dieser letztlich dem klassischen römischen
Strafrecht entstammende grundlegende Systemgedanke - wirkt
im geltenden Recht fort. Die Tatbestände des modernen Straf­
rechts erfordern grundsätzlich Vorsatz als Regelschuldform.
Fahrlässigkeit wird als Ausnahmeschuldform nur in gesetzlich
vorgesehenen Sonderfällen bestraft118). Nach § 15 StGB des 1975
neu gefaßten Allgemeinen Teils ist "strafbar nur vorsätzliches
Handeln, wenn nicht das Gesetz fahrlässiges Handeln ausdrück­
lich mit Strafe bedroht" (wörtlich ebenso § 10 des Ordnungs­
widrigkeitengesetzes). Diese Norm enthält im ersten Halbsatz
zunächst eine gesetzestechnische Vereinfachung 119), indem sie
es dem Gesetzgeber bei der Aufstellung der Einzeltatbestände
im Besonderen Teil erspart, etwas über die innere Tatseite anzu­
ordnen, da sich der Vorsatz für sie damit von selbst versteht.
Das im zweiten Halbsatz des § 15 StGB aufgestellte weitere Er­
fordernis, daß Fahrlässigkeit nur bestraft werden kann, wenn
der jeweilige Tatbestand dies ausdrücklich vorsieht, bringt für die
Entwicklung des materiellen Strafrechts etwas grundlegend
Neues. Bisher hatte nämlich der Richter in Zweifelsfällen durch
Auslegung des Einzeltatbestandes nach Sinn, Zweck und Sy­
stemzusammenhang zu ermitteln, ob nur die vorsätzliche Be­
gehungsweise oder auch die fahrlässige strafbar sei120). Vor die-

H6) Boldt (0. Fn. 76) 78ff., 355ff., 387; Welzel, Strafrecht 11(1969)
§ 18 Einl. S. 127(.; Kaufmann, Art. Fahrlässigkeit (0. Fn. 61) I045ff.

117) Vgl. Jescheck (0. Fn. 95) § 54 II, Fn. 29. Die Vorstellung einer
"bewußten culpa" war allerdings schon lange vor Feuerbach geläufig, s.
Engelmann I98ff. In den römischen Quellen bedeutet luxuria (wie lascivia
oder culpa lata) einfach "schwere Schuld".

H8) BaumannfWeber, Strafrecht Allg. Teil 8(1977) §§ 26 I, 28 1.
II9) Nur in diesem Sinne deutet die Vorschrift (wohl zu eng) Lack­

ner, Strafgesetzbuch 12(1978) § 15 Anm. 1.

120) Relevant war die Frage vor allem bei den früheren übertretun­
gen und bei der Baugefährdung nach § 330 StGB a.F.; vgl. RGSt 48, II8;
BGHSt 6, 132; SchönkefSchröder, Strafgesetzbuch 17(1974) § 59 Anm.
149·
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sem Auslegungsproblem stand der Richter - zum Nachteil der
Rechtsgewißheit für den Angeklagten - seit jeher: Die ober­
italienischen Statuten z. B. bedrohten oft nur die Tat als solche
mit Strafe; da sie aber nichts über dolus oder culpa anordneten
(oder culpa nur im allgemeinen Sinne des Verschuldens voraus­
setzten), stritten die mit deren Auslegung befaßten Juristen nicht
selten über diese Anforderungen an die innere Tatseit e I21). Bei
den Pendelschlägen, die die Bestrafung der Fahrlässigkeit in der
juristischen Dogmengeschichte die Jahrhunderte hin durchlief
(vgl. soeben sub 2), nähert sich ein jüngst unterbreiteter, wenn­
gleich umstrittener Reformvorschlag schließlich wieder dem rö­
mischen Recht an, "geringfügige" Fahrlässigkeit straffrei zu las­
sen und nicht vorsätzliches Handeln damit teilweise zu ent­
kriminalisieren 122).

Köln Andreas Wacke

121) Engelmann § 32; G.Dahm, Das Strafrecht Italiens im ausgehen­
den Mittelalter (Berlin 1931) 271 ff., bes. 276ff.

122) So der Alternativ-Entwurf eines Strafgesetzbuches, Allg. Teil
2(1969) § 16 II (mit Begründung S. 53>. Lit. über das Für und Wider bei
Jescheck (0. Fn. 95) § 54 II 2 a. E., S. 462 Fn. 40. Mit "geringfügiger"
Fahrlässigkeit ist eine besonders leichte gemeint, also etwa culpa fevissima.
Auch in den USA und der DDR ist die Strafbarkeit der leichten Fahrlässig­
keit eingeschränkt, s. den rechtsvergleichenden überblick bei Jescheck § 54
V S. 466. Ablehnend zu § 16 II A. E. Schmidhäuser, Strafrecht Allg. Teil
2(1975) § 10/111 a. E. S. 448, unter Hinweis auf die ausreichenden Möglich­
keiten der Strafaussetzung zur Bewährung und der Verwarnung mit Straf­
vorbehalt. V gl. überdies die Möglichkeiten zu Einstellung des Strafver­
fahrens nach §§ 153 ff. StPO.




